
3$tam, Siadtwecke Tleunkicchm!
Betriebsratswahl zwingt Beamtenbund zur Initiative

War die Betriebsratswahl der Stadtverwal¬
tung Neunkirchen schon ein klarer Erfolg un¬
seres Verbandes, so übertraf das Ergebnis der
Betriebsratswahl bei den Stadtwerken alle Er¬
wartungen und bereitete dem Beamtenbund
eine empfindliche Niederlage.

Schon, die Vorarbeiten zu dieser Betriebs-
ratswahl verdienen hier näher erläutert zii
werden.

Nachdem der frühere Betriebsrat, kurze
Zeit nach der Demission des Betriebsrates der
Stadtverwaltung, zurückgetreten war, wählten
die Belegschaftsmitglieder der Stadtwerke
ihren Wahlvorstand. In diesen Wahlvorstand
wurden drei Kollegen gewählt, die. Mitglieder
unserer Organisation sind. Der Beamtenbund
fand dabei erstaunlicherweise keine Berück¬
sichtigung, obwohl bisher von dieser Seite aus
immer ein besonders gutes Organisationsver¬
hältnis bei den Werken unterstrichen wurde.
Von der Einreichung einer Kandidatenliste

machte zunächst nur unsere Ortsvcrwaltung Ge¬
sträuch. Neben unserer Liste wurde dem Wahl¬
vorstand einWahlvorschlag vorgelegt, aus dem
die Zugehörigkeit zu einer Berufsorganisation
nicht ersichtlich war. Dieser Wahlvorschlag
wurde daher vom Wahlvorstand als sogen.
„Freie Liste“ behandelt und den Unterzeich¬
nern mit der Feststellung zurückgegeben, daß
dem Vorschlag in dieser Form von Seiten der
beiden Gewerkschaften keine Zustimmung er¬
teilt wird. Kurze Zeit darauf wurde derselbe
Wahlvorschlag, formgerecht als Kandidaten¬
liste des Beamtenbnndes gekennzeichnet, dem
Wahlvorstand wiederum zugeleitet. Die
Christliche Gewerkschaft mußte notgedrungen
— gleich der Betriebsratswahl bei der Stadt¬
verwaltung — „mangels Masse“ von der Ein¬
reichung einer Kandidatenliste Abstand
nehmen.
Nach dem Ablauf der Frist zur Einreichung

der Wahlvorschläge wurden diese den Berufs¬
verbänden vorgelegt. Die Liste des Beamten¬
bundes wurde von der Christlichen Gewerk¬
schaft und von unserer Ortsverwaltung ab¬
schlägig beschieden.

Es muß in diesem Zusammenhänge er¬
wähnt werden, daß der Ortsverwaltungsvor¬
stand, zusammen mit den Funktionären der
Stadtwerke, in seiner Sitzung vom 2.10. 1954
einstimmig beschlossen hatte, einem evtl, ein¬
zureichenden Wahlvarschlag des Beamtenbun¬
des die Zustimmung zu verweigern, um end¬
lich einmal völlige Klarheit darüber zu er¬
langen, inwieweit den Mitgliedern des Be¬
amtenbundes überhaupt ein Recht eingeräumt
ist, als Betriebsräte zu fungieren.
Dieser Beschluß soll den Beamtenbund ver¬

anlassen, gegen die Nichtzulassung seines
Wahlvorschlages den Klageweg zu beschrei¬
ten. Der Beschluß stützt sich hauptsächlich auf

den berechtigten Zweifel, ob der Beamten¬
bund, dessen Vertretungsbefugnisse sich im
wesentlichen auf die Beamten beschränken,
bei Betriebsratswahlen zuzulassen ist und auf
die Tatsache, daß der Beamtenbund nicht nur
— wie die Praxis zeigt — an dem Betriebs¬
rätewesen desinteressiert ist, Sondern das¬
selbe auch bekämpft.

Im Besitze des ablehnenden Bescheides
forderte der Beamtenbund einige Tage' vor
der Wahl seine Mitglieder in einem Rund¬
schreiben auf, auf Grund dieser Mitteilung
des Wahlvorstandes, entweder Wahlenthaltung
zu üben oder ungültige Stimmen abzugeben.
Die Ortsverwaltung nahm dieses Rundschrei¬
ben zum Anlaß, unmittelbar vor der Wahl
Flugblätter an alle Angestellten der Stadt¬
werke zu verteilen. Der Inhalt dieser Flug¬
blätter entkräftigte nicht nur die üblich leeren
Argumente des Beamtenbundes, sondern ver¬
mittelte auch ganz klar und unzweideutig un¬
seren Standpunkt,' den wir gegenüber dieser
Organisation bezogen haben. Es sei festge¬
stellt, daß der Flugblattaktion der Erfolge
nicht versagt blieb. Das Ergebnis der Wahl
beweist, wie wenig überzeugend der Beamten¬
bund zu argumentieren vermochte. Trotz der
Aufforderung zur Stimmenthaltung bzw. Ab¬
gabe ungültiger Stimmzettel war diesmal eine
Wahlbeteiligung zu verzeichnen, die bisher
noch bei keiner Betriebsratswahl der Stadt¬
werke erreicht wurde.

Die Anstrengungen des Beamtenbundes
wurden damit zu einem Schlag ins Wasser.
Nun zur Wahl selbst. Da clie zur gemein¬

samen Wahl erforderliche Zweidrittelmelir-

Staatsoberhäupter pflegen in Europa nor¬
malerweise nicht zu den regelmäßigen Be¬
suchern von Gewerkschaftskongressen zu zäh¬
len. Daß der Präsident der Bundesrepublik
Deutschland, Professor Dr. Theodor Heuß,
einen ganzen Tag Gast des 3. ordentlichen
Bundeskongresses des DGB in Frankfurt a. M.
war und den Delegierten in einer längeren
Ansprache seine Auffassung zur Stellung der
Gewerkschaften in der modernen Gesellschaft
darlegte, hat denn auch mit Recht nicht nur
in Deutschland, sondern auch außerhalb der
deutschen Grenzen Beachtung gefunden.

391 Delegierte als Vertreter von rund sechs
Millionen gewerkschaftlich organisierten Ar¬
beitern, Angestellten und Beamten haben
eine Woche, vom 4. bis 9. Oktober 1954, den
Weg des Deutschen Gewerkschaftsbundes für
die nächsten zwei Jahre bestimmt und das
Ziel dieser Arbeit festgelegt. Gerade deshalb

beit nicht erreicht wurde, mußten Arljeiter
und Angestellte in getrennten -Wahlgängen
nach dem Grundsätze der Personenwahl
wählen.

Die insgesamt abgegebenen 91 Stimmen
■ der Kollegen Arbeiter ■— bei einem Beschäfti¬
gungsstand von 99 — waren alle gültig und
vereinigten sich bei einer Wahlbeteiligung
von 91,91 % auf unsere Liste.

Von den beschäftigten 71 Angestellten
machten 58 von ihrem Wahlrecht Gebrauch.
Das entspricht einer Wahlbeteiligung von
81,69 ®/a, wobei besonders zu berücksichtigen
ist, daß die restlichen 12 Angestellten am
Tage der Wahl nicht im Betrieb anwesend
waren. Von den 58 abgegebenen Stimmen
waren 41 gültig = 70,69% und 17 ungültig

■
— 29,31%. Angenommen, die 17 Angestell¬
ten =29,31 %, welche ungültige Stimmen ab-
gaben, hätten bei Zulassung der Liste des
Beamtenbundes restlos für dessen Kandidaten
gestimmt, so wäre eine Änderung des End¬
resultats nicht eingetreten. Die gewählten 6
Betriebsratsmitglieder = 4 Arbeiter- und 2
Angestelltenvertreter wären dennoch Mitglie¬
der unseres Verbandes.
Uns bleibt festzustellen, daß der geschlos¬

sene Einsatz unserer Kollegen, trotz allen
Widerständen, wieder einmal mehr unter Be¬
weis gestellt hat, was gewerkschaftliche Soli¬
darität zu leisten vermag.
Für den Beamtenbund ist es eine Prestige¬

frage, aus dieser Niederlage gewisse Konse¬
quenzen zu ziehen. Wie diese auch aussehen
mögen, er wird uns bereit finden.
Wir möchten nieht versäumen, den Kollegen

der anderen Ortsverwaltungen zu empfehlen,
die Abwicklung dieser Angelegenheit, deren
Ausgang auch für sie von größter Wichtigkeit
äst. weiter zu verfolgen und die notwendigen
Schlüsse zu ziehen. W.G.

kam der Begegnung zwischen dem Bundes¬
präsidenten und den Vertretern der deutschen
Arbeitnehmer eine besondere Bedeutung zu.
Sie kann erst dann ganz ermessen werden,
wenn man sich die Position des Bundespräsi¬
denten klarmacht und sie in Beziehung setzt
zu der Rolle der deutschen Gewerkschaften
im politischen und wirtschaftlichen Raum
ihres Landes.
Das Grundgesetz in der Bundesrepublik

gibt dem Bundespräsidenten nicht allzuviel
an realer Macht. Es erblickt in ihm in erster
Linie den Repräsentanten der demokratischen
Republik. Wenn die Rolle von Professor Dr.
Theodor Heuß im politischen Leben Deutsch¬
lands dennoch mehr ist als eine nur repräsen¬
tativ©, dann ist dies das ausschließliche Ver¬
dienst seiner Persönlichkeit.
Er verkörpert die besten Traditionen der

deutschen Demokratie und in ihm verschmel-

Deutsche Gewerkschaften vor neuen Aufgaben
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